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Rathaus der Fuggerstadt Augsburg, 
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Was Prof. Emanuel Radi 1924 über die Sprachenpolitik der CSR schrieb ; 

„In Prag sind öffentliche Aufschriften und Plakate in deutscher 
Sprache untersagt. So sind z.B. an einem Hause in großen Lettern 
die Aufschriften Vacuum Oil Company oder Gelateria italiana 
erlaubt, nicht hingegen die Aufschrift Deutsches Haus.“.... „In 
den Eisenbahnzügen findet man nach den tschechischen, 
französischen, englischen Aufschriften irgendwo an letzter Stelle 
auch die deutsche. Deutsch ist bei uns in der Theorie eine 
Fremdsprache und wir tun so als ob es bei uns im Lande keine 
deutsche Sprache gäbe. Dabei ist mehr als ein Viertel der 
Bevölkerung deutsch und das Deutsche ist für uns das natürlichste 
Mittel zur Verständigung mit der Welt.“... „Von den Premysliden 
angefangen bis auf die heutige Zeit schauen wir durch das Fensterchen der deutschen Sprache 
in die Welt.“ 

(Zusammengestellt nach Em.Radl, Der Kampf zwischen Tschechen und Deutschen, 1924, deutsch: 1928). 
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Die Fuggerstadt Augsburg, ist Gastgeberin 

des 6L Sudetendeutschen Tages 

Kurzer Abriß aus der Stadtgeschichte: 

Augsburg wurde 15 v. Chr. durch den römischen Kaiser Augustus als "Augusta 
Vindelicorum" gegründet, so dass die Renaissancestadt am Lech 1985 das 2000-jährige 
Jubiläum feiern konnte. Im Laufe weniger Jahre wurde der Ort zu einer bedeutenden Stadt in 
der Region. Die heutige Maximilianstraße, eine Prachtstraße der Renaissance, entspricht der 
römischen Via Claudia, die nach Verona führte. Noch heute bildet sie die Hauptachse der 
Altstadt. 

Ab dem 13. Jhdt. war Augsburg freie Reichsstadt. Freie Reichstädte waren vor allem in 
Schwaben verbreitet. Die bedeutendste davon war jedoch Augsburg. Diese Städte 
unterstellten sich direkt dem Kaiser, weil nach dem Verfall des Stauferhauses in Schwaben 
keine Territorialgewalt mehr Macht ausübte. Für Augsburg erkennt eine Urkunde aus dem 
Jahr 1316 diese Reichsfreiheit an und gab damit Augsburg volle Zoll-, Steuer- und 
Gerichtsrechte. 

Im 15. und 16. Jahrhundert entwickelte sich Augsburg zu einem bedeutenden Handelszentrum 
in Europa und brachte die Familien der Welser und der Fugger hervor, die ein Jahrhundert 
lang zu den reichsten und mächtigsten Familien der Welt gehörten. Vor allem der 
Textilhandel trug zum Aufstieg Augsburgs bei. Die Fugger gründeten die erste Sozialsiedlung 
der Welt, die so genannte Fuggerei (1516 bis 1523), die auch heute noch bedürftige 
Augsburger beheimatet. Kaiser Maximilian I. hielt Reichstage in Augsburg ab und schuf sich 
damit hier seine politische Bühne. 

Das 16. und 17. Jhdt. gilt als Augsburgs Goldenes Zeitalter. In dieser Zeit finanzierten die 
reichsstädtischen Bankiers den Kaiser, die Stadt war ein Kunstzentrum ersten Ranges und mit 
ihren Produkten, die von den Arbeiten der Silberschmiede über Druckwerke bis hin zu 
wissenschaftlichem Gerät reichten, weltweit bekannt. 

Architektonisch ist Augsburg von dem Stadtbaumeister Elias Holl (1573 bis 1646) geprägt. 
Viele große öffentliche Gebäude stammen von ihm. So zum Beispiel das Rathaus, die 
Stadtmetzgerei, das Rote Tor und das Zeughaus. Aber auch Adrien de Vries mit seinen 
Brunnen muss als prägender Stadtgestalter genannt werden. (Quelle: Internet) 




Messezentrum Augsburg 


Perlachturm neben dem 
Rathaus (Höhe: 70 m) 



Römisches Museum in der 
Dominikanerkirche 
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Wichtige Veranstaltungen am ST. in Augsburg 


Witikonen am Sudetendeutschen Tag 2010 in Augsburg 

Der Witikobund wird am ST 2010 wieder mit einem eigenen Stand vertreten sein. 
Helfer für den Aufbau und beim Tagesdienst melden sich bitte bei Kam. Roland Schnürch! 

Vortras: Samstag, 22.5.2010, 17.00 Uhr: 

Roland Schnürch: Die Lage der Volksgruppe 
Raum: TC Ebene 2, Raum 2.24 A 

m 


Sudetendeutscher Arbeitskreis 
für deutsche und europäische 
Bauernfragen 

Vortrag: Samstag 22.5.2010,18.00 Uhr: 

Edmund Liepold: Die Menschenrechtsbeschwerde bei der UNO 
Raum: TC Ebene 2, Raum 2.24 A (wie Witikobund) 


Kamemdenhilfe - Sozialwerk des Witikobundes e. V. 

Der Verein Kameradenhilfe-Sozialwerk des Witikobundes e.V. 
veranstaltet seine Jahreshauptversammlung im Rahmen 
des Sudetendeutschen Tages in Augsburg und lädt dazu alle Mitglieder herzlich ein. 

Zeit: Samstag, 22. Mai 2010,15.00 Uhr, 

Ort: Kongreßzentrum Augsburg, Saal 311 O.Stock). 

Tagesordnung: 1. Begrüßung und Feststellung der Beschlußfähigkeit, 2. Totenehrung, 3. Tätigkeitsbericht des 
Vorstandes, 4. Bericht der Kassenprüfer, 5. Aussprache, 6. Antrag auf Entlastung mit Abstimmung, 7. Wahlen, 
8. Zukunft des Vereins, 10. Verschiedenes. 

Dr. F.Beywl 
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Auf ein Wort! 


Als einer der Herausgeber der FRANKFURTER 
ALLGEMEINEN ZEITUNG hat Berthold Köhler am 12. März 
2010 (Seite 1) einen bemerkenswerten Vergleich der Stiftung 
„Flucht, Vertreibung, Versöhnung“ mit einem Indianerreservat 
gebracht: „Dort darf, wie auch schon im deutsch-tschechischen 
Gesprächsforum, eine Handvoll Eingeborener unter Aufsicht 
vieler weißer und natürlich weiser Brüder darüber palavern, 
ob und wie der Indianerkriege zu gedenken sei - in den 
Grenzen, die der derzeit ziemlich kleinmütige Große Geist der 
Versöhnung zieht. “ In einer Leserzuschrift hatte zwei Tage 
vorher Prof. Dr. Dr. Peter Koslowski aus Amsterdam gemeint, 
„es wäre eine versöhnliche Geste Polens, wenn es von seiner 
über 65 Jahre vertretenen Position und Praxis der ethnischen 
und kulturellen Säuberung seiner Westgebiete abrückte und so etwas wie einen Südtirol- 
Status in den Gebieten des ehemaligen Ostpreußens, Pommerns und Schlesiens mit 
Anerkennung der Zweisprachigkeit und des deutschen Elementes in der Geschichte dieser 
Gebiete fände“. Ich erinnere deshalb an meinen Vorschlag in der von mir herausgegebenen 

Edition „Von Prag nach Sarajewo - Vertreibung und Wiedergutmachung“ (Leopold Stöcker 
Verlag, 1996, S. 129): „Prinzipiell sollten die ost- und sudetendeutschen Gebiete in mehrere 
europäische Regionen überführt werden, die als Selbstverwaltungskörper nationalstaatlichem 

Eingriff entzogen sind. . Staatliches Eigentum nach dem Stand vom 8. Mai 1945 sollte den 

Regionen übergeben werden, privates Eigentum dieses Stichtages ist dem privaten 
Eigentümer zurückzugeben. Dem jetzigen Bewohner sollte ein Wohnrecht mit 
Kündigungsschutz zustehen. “ 

Ich halte es für eine der vordringlichsten Aufgaben unseres Bundes, sich mit dieser 
Zielsetzung zu beschäftigen. 

Mit kameradschaftlichen Grüßen 
Euer Roland Schnürch 



Fundstücke: 

1. ) Ivan Klima bekannte 1968 am tschechoslowakischen Schriftstellerkongreß, daß die Pressefreiheit unter 

Kaiser Franz Josef größer war als 100 Jahre später (Herget, Egerländer, 1994/5, S. 8). 

2. ) Benesch fand in den Wiener Universitätsakten eine handschriftliche Erklärung Masaryks, daß er 

deutscher Nationalität sei. Damit erpreßte er Masaryk und zwang ihn, den Plan einer Kantonal-Ordnung 
für die CSR fallen zu lassen (Felix Seebauer, Egerländer 1999/5, S. 19). 

3. ) Die CSR bot 1938 für die Kontrolle des Sudetenlandes 300.000 bewaffnete Grenzschutzmänner, 

Gendarmerie, Staatspolizei und Militär auf. Im Protektorat waren ein Jahr später nur 5.000 deutsche 
Polizisten im Einsatz (Andor Hencke, Augenzeuge einer Tragödie, 1977, S. 82 bzw. Host do domu, 
nachFAZ, 21.8.1998, S. 11) 

4. ) Napoleon vereinfachte das französische Steuersystem und konnte dadurch die Zahl der Steuerbeamten 

von 200.000 auf 6.000 verringern (Oswald Spengler, Neubau des Deutschen Reiches, S. 81). 

5. ) Seyß-Inquart stammte aus Iglau und trug eigentlich den tschechischen Namen Ctvrtecek (Sudetenbote 

III/97, S. 14). 
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Witikobund unterstützt Manifest 

In einigen großen Tageszeitungen erschienen in letzter Zeit Inserate mit der Überschrift 
„Manifest gegen den Linkstrend“. Darin wenden sich überwiegend CDU-Mitglieder unter 
Federführung von Rechtanwalt Friedrich-Wilhelm Siebeke gegen Tendenzen, die sich in der 
„Berliner Erklärung“ der CDU vom 15. Januar 2010 verstärkt gezeigt haben. Siebeke war bis 
vor kurzem Vizepräsident des CDU-Schiedsgerichts. Dem Manifest waren die Namen von 
rund 120 Erstunterzeichnern und der Aufruf, sich diesem Appell anzuschließen, angefügt. 
Erfreulicherweise bezieht sich einer der sieben Punkte auch auf die etwas unglückliche 
Entwicklung im Stiftungsbeirat des Dokumentationszentrums „Flucht-Vertreibung- 
Versöhnung“. Es lag daher nahe, daß sich der Witikobund nach Beratung im gf. Vorstand 
dieser Aktion anschloß. 

Hier folgt nun der Wortlaut des Manifestes: 

Manifest gegen den Linkstrend 

Mit großer Sorge registrieren die Unterzeichner, wie sich die Führung der CDU mit der 
"Berliner Erklärung" vom 15. Januar offenbar endgültig von ihren Wurzeln und langjährigen 
Stammwählern verabschieden und die "Öffnung nach links" unumkehrbar weiter 
vorantreiben will. 

Als Volkspartei mit christlich-konservativen und marktwirtschaftlichen Positionen ist die CDU 
seit Konrad Adenauer und Ludwig Erhard groß geworden und erfolgreich gewesen. 

In den letzten Jahren hat sie jedoch wesentliche Grundpositionen aufgegeben. Immer mehr 
Mitglieder und Wahlbürger rücken von einer Partei ab, deren Führung 

• den Marsch in den Schuldenstaat (aktuell 20.000 Euro Schulden pro Kopf!) 
ungebremst fortsetzt und Familien mit Kindern und eine bedrängte Mittelschicht mit 
immer größerer Steuer- und Abgabenlast beschwert; 

• sich linke Gesellschaftspolitik zueigen macht, ob bei der Geschlechterumerziehung 
des "Gender Mainstreaming", Homo-Ehe oder der Gängelung von Unternehmen 
durch das "Antidiskriminierungsgesetz"; 

• eine gescheiterte Multi-Kulti-Integrationspolitik weiter vorantreibt, die selbst 
Sozialdemokraten wie Thilo Sarrazin als illusionär entlarven; 

• in immer mehr Bundesländern linke Schulpolitik mitträgt, statt konsequent das 
bewährte, differenziert gegliederte Schulwesen zu verteidigen; 

• mangelhaften Einsatz für eine überfällige würdige Erinnerung an die deutschen Opfer 
der Vertreibung zeigt; 

• es unterläßt, die hunderttausendfache "straffreie" Kindestötung durch Abtreibung 
beim Namen zu nennen und für konsequenten Lebensschutz einzutreten; 

• sich scheut, der Gefahr der Islamisierung entgegenzutreten, das christliche Erbe zu 
verteidigen und dem EU-Beitritt der Türkei eine klare Absage zu erteilen. 

Wir fordern eine grundlegende politische Kurskorrektur, eine geistige Wende. Es geht um 
Deutschlands Zukunft und um das Leben unserer Kinder und Enkel. 


Die Meimat CeH, toCange um uw££en 
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Heimatpolitik auf einen Bück 

Beschluß der SL-Bundesversammlung 

Einen löblichen Beschluß faßte die SL-Bundesversammlung auf ihrer letzten Sitzung in 
München vom 19.-21. Feber 2010. Auf Vorschlag von Dr. Reichert - dem Vorsitzenden des 
Heimatpolitischen Ausschusses - wandte sie sich gegen die Ratifizierung des vom 
tschechischen Präsidenten Klaus geforderten Protokolls über die Anwendung der Charta 
der Grundrechte auf die Tschechische Republik. 

Der Beschluß hat folgenden Wortlaut: 

"Die Bundesversammlung fordert die gesetzgebenden Körperschaften Deutschlands, 
Österreichs, der Tschechischen Republik sowie der übrigen Mitgliedsstaaten der 
Europäischen Union auf, das von den Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union am 29./30. Oktober 2009 beschlossene "Protokoll über die 
Anwendung der Charta der Grundrechte der Europäischen Union auf die Tschechische 
Republik" nicht zu ratifizieren." 

In der Begründung wird angegeben, daß das o. a. Protokoll (auch Klaus-Klausel genannt) die 
"Charta der Grundrechte der Europäischen Union" bezüglich der Tschechischen Republik 
außer Kraft setzen solle. Betroffen wären Bürgerinnen und Bürgern der Tschechischen 
Republik sowie Bürgerinnen und Bürger der Mitgliedstaaten der Europäischen Union. Aus 
Sicht der vertriebenen und der in ihrer Heimat verbliebenen Sudetendeutschen sind 
insbesondere diejenigen Passagen der Charta von Bedeutung, wonach "Kollektivaus¬ 
weisungen nicht zulässig" (Art. 19) oder "Diskriminierungen, insbesondere wegen der 
ethnischen oder sozialen Herkunft, der Sprache, der Zugehörigkeit zu einer nationalen 
Minderheit, ...verboten" (Art. 21) sind. 

Einbezogen ist dabei auch die Eigentumsfrage. Vaclav Klaus möchte eine rechtliche Garantie 
für die Unantastbarkeit der diesbezüglichen Benes-Dekrete, denn er fürchtet, dass ehemals 
vertriebene Sudetendeutsche oder deren Erben vor dem Europäischen Gerichtshof in 
Luxemburg Eigentumsansprüche in Tschechien stellen könnten. 

Zu dieser Frage haben sich auch tschechische Juristen geäußert. 
Michal Tomäsek vom Institut für Europarecht der Karlsuniversität 
Prag (sh. Bild!) meint, „ dass das europäische Recht nicht 
rückwirkend gültig ist. “ 

Der Verfassungsrechtsexperte Vaclav Pavlfcek weist ebenfalls darauf 
hin, dass der Lissabonner Vertrag nicht rückwirkend gültig sein 
kann. Was aber die Judikatur des EuGH angeht, so ist Pavlfcek eher 
vorsichtig. „Ich selbst glaube, man kann nicht völlig ausschließen, 
dass die Judikatur des Europäischen Gerichtshofs in Luxemburg sich 
zum Nachteil der Tschechischen Republik entwickelt. “ 



Michal Tomasek 
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EUFV beantragt in Brüssel Sonderkommission 

Eine interessante Nachricht kommt aus Triest. Die Europäische Union 
der Flüchtlinge und Vertriebenen (EUFV), die am 1. Dezember 2007 
gegründet worden ist und der inzwischen 14 große 
Vertreterorganisationen vertriebener Karelier, Deutscher, Polen, 
Ukrainer, Ungarn, Italiener und Zyprer angehören (www.eufv.eu) , hat 
nach einer mehrmonatigen intensiven Vorbereitungsphase Ende Februar 
2010 bei der Europäischen Kommission einen von Rechtsexperten 
ausgearbeiteten Antrag auf Einrichtung einer Ständigen 
Sonderkommission für Flüchtlinge und Vertriebene eingereicht. Ihr 
Generalsekretär, Dr. Massimiliano Lacota, sieht darin einen 
entscheidenden Schritt zur Schaffung eines umfassenden und 
dauerhaften Friedens in unserem gemeinsamen europäischen Haus. Der 
Antrag werde durch EU-Normen ausdrücklich gewährleistet, weil er der 
Lösung grenzüberschreitender, europaweiter Probleme einer großen Gruppe europäischer Bürger 
diene. 

Aus Deutschland gehören bekanntlich nur die Verbände der Ostpreußen und Schlesier und der SL- 
Landesverband Baden-Württemberg dazu. Der größte Opferverband Europas, der BdV unter Leitung 
Erika Steinbachs, und der SL-Bundesverband zieren sich noch, der EUFV beizutreten (Siehe auch das 
Interview mit Isa Engelmann auf S. 20!). 



Sechzig-Jahr-Feiern in Wiesbaden 

Zu einem Doppeljubiläum hatte die SL-Hessen für den 24. April 2010 nach Wiesbaden 
eingeladen. Es galt, der Unterzeichnung der Wiesbadener Erklärung und der Gründung der 
SL-Landesgruppe Hessen vor 60 Jahren zu gedenken. Festredner war SL-Sprecher Dr. he. 
Bernd Posselt. Er berief sich auf Charles de Gaulle, der die Aussöhnung zwischen den 
Völkern als Aufgabe der Patrioten beider Seiten bezeichnete und dabei von einem „paix des 
braves“ (Frieden der Wackeren) sprach. Zu diesen „braves“ gehörten 1950 die Unterzeichner 
der Wiesbadener Erklärung, so da waren Lodgeman von Auen, Hans Schütz, Richard 
Reitzner sowie Lev Prchala und sein Stellvertreter Pekelsky. Letztere erfüllten de Gaulles 
Kriterium in besonderem Maße, weil sie 1938 gegen die 
Abtretung des Sudetenlandes kämpfen wollten. Posselt 
beschwor schließlich die Einheit der Volksgruppe und 
stellte die griffige Regel auf: ln necessariis unitas, in dubiis 
libertas und in omnibus caritas (im Notwendigen Einheit, 
im Zweifelhaften Freiheit, in allem nachsichtige Liebe). 

Starke Worte fand Posselt für die Stiftung Flucht- 
Vertreibung-Versöhnung (FW). Man werde keine 
Verfälschung der Vertreibungsgeschichte dulden. 

Bei den Tschechen sieht der Sprecher wachsendes 
Verständnis für die Vertriebenen und nannte Beispiele, 
darunter vor allem die Predigt Erzbischof Dukas im Prager Veitsdom am 10.4.2010 anläßlich 
seiner Amtseinführung. Er pries in Anwesenheit höchster politischer Amtsträger den 
Veitsdom als gemeinsames Werk von Deutschen, Tschechen und Juden. 



SL-Sprecher Bernd Posselt 
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Posselt war eingeladen worden, um eine Festrede zu halten. Man kann ihm daher nicht 
verübeln, wenn er einige ihm unbequeme Themen aussparte. Zu den „No-Go-Zonen“ dieses 
Tages gehörten für ihn jedenfalls die Fragen eines Beitritts der SL zur EUFV bzw. der 
Menschenrechtsbeschwerden gegen die Tschechische Republik vor internationalen 
Gerichtshöfen. (Quelle: Eigenbericht) 

Sechzig Jahre Charta der Vertriebenen 

Große Ereignisse werfen ihre Schatten voraus. So ist es auch beim BdV, der am 5. August 
2010 die Verabschiedung der Charta der Heimatvertriebenen vor 60 Jahren in Stuttgart feiern 
will. In einem Interview mit CTK äußerte die Präsidentin, Frau Erika Steinbach, daß sie dabei 
gerne einen hohen Vertreter der tschechischen Regierung, am besten den Präsidenten, 
begrüßen würde. Im weiteren Verlauf des Gespräches stellte sie fest, daß die große Mehrheit 
der Sudetendeutschen keinerlei Eigentumsansprüche gegen die Vertreiber geltend mache. 

Das stand jedoch in Widerspruch zu ihren weiteren Ausführungen, denn darin erläutert sie 
durchaus zutreffend die Rechtslage in der Sudetenfrage. Das Potsdamer Protokoll sei schon 
1945 völkerrechtswidrig gewesen und die nachfolgende entschädigungslose Enteignung 
inhuman und somit im Widerspruch zu diesem selbst. Ohne Krieg hätte es zwar keine 
Vertreibung gegeben, aber ein Unrecht rechtfertige nicht ein anderes. Im übrigen hätten die 
Tschechen als Bewohner des Protektorats den Krieg recht glimpflich überstanden. 

All dem kann man eigentlich entnehmen, daß es die „Baustelle Sudetenland“ immer noch 
gibt und die einleitende Feststellung Frau Steinbachs stark relativiert werden muß. 
Voraussetzung für eine Normalisierung des Verhältnisses zwischen Vertriebenen und 
Vertreiberstaaten ist die Anerkennung von Recht und Wahrheit. Nachgiebigkeit und 
Kleinreden der Auffassungsunterschiede sind fehl am Platz, auch im Interesse der Vertreiber 
selbst, denn es könnte so gedeutet werden, daß man unserem Nachbarvolk nicht mehr die 
moralische Kraft zutraut, das begangene Unrecht dereinst selbst zu erkennen und 
gutzumachen. Die Chance dazu sollte auch Frau Steinbach den Tschechen lassen. Sie müssen 
die dunklen Flecken ihrer Geschichte selbst erkennen und beseitigen. Alles andere wäre 
respektlos und beleidigend. 


(f 

Petmat, Prunnen $o ttef 

von Josef Schneider 


Heimat, Brunnen so tief, 
Rauschender Quell in mir: 
Höre ich Deinen Ruf, 
Horche ich sinnend ihm zu. 
Was an Gutem ich hab, 
Gabst mir Du auf den Weg. 


Und wo immer ich gehe, 
Schöpfe ich Kraft aus Dir: 

Tal Du glückhafter Jugend, 
Tröstende Zuflucht und Schild: 
Immer trag ich im Herzen 
Unvergänglich Dein Bild. 
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Anwerbung sudetendeutscher Frauen 1948/1949 ßir England 


Nach Kriegsende herrschten unter den vielen aus dem hochindustrialisierten Sudetenland 
stammenden Vertriebenen Wohnungsnot und Arbeitslosigkeit. Alleine in Bayern gab es 1949 
in 500 Flüchtlingslagern noch 96.000 Vertriebene. Da boten die Regierungen Frankreichs und 
Englands jungen sudetendeutschen Frauen ohne Anhang zwischen 18 und 35 Jahren 
Arbeitsplätze in ihren Ländern an. Frankreich plante die Übernahme von 20.000 und England 
von 10.000 Frauen. Die Bewerbungsunterlagen gab es auf den Arbeitsämtern. Die 
sudetendeutschen Organisationen lehnten diese Maßnahme zwar ab, doch ist bekannt, daß 
rund 2.000 junge Frauen den Sprung über den Kanal wagten. Welchen Erfolg Frankreich bei 
seiner Suche hatte, ist unbekannt. 

Die Briten benötigten vor allem Textilarbeiterinnen, und da 
hoffte man, bereits ausgebildete Fachkräfte aus den wichtigen 
Textilzentren des Sudetenlandes, beispielsweise Rumburg oder 
Reichenberg, zu gewinnen. 

Aus Aufzeichnungen und Gesprächen mit betroffenen 

Frauen 

Wie es den Angeworbenen erging, berichtete Frau Helga Smith, 
geh. Schaller aus Komotau, im Komotauer Heimatblatt: 
„Nach der ärztlichen Untersuchung am Wohnort ging es nach 
Münster, wo ein Sammellager für die verpflichteten Frauen 
eingerichtet war. Nach Erreichen einer bestimmten Anzahl von 
Frauen ging es weiter. Mit dem Zug nach Hoek van Holland 
und mit dem Frachtschiff setzten wir über nach Harwich. Viele von uns erinnerten sich da an 
das Lied: „Gegen Engeland... 

Nach einem Zwischenaufenthalt in einem Sammellager in Cambridge, wo wir wieder 
untersucht wurden, ging es dann nach Nordwestengland in die Region Oldham, da waren zu 
dieser Zeit die meisten Baumwollfabriken. Zunächst waren wir für eine Woche in einem 
alten Airforce-Lager untergebracht, bis wir einen Arbeitsplatz und eine Wohngelegenheit 
zugeteilt bekamen. In der Regel teilten sich drei Personen ein Zimmer und noch mehr 
Hausbewohner eine Küche und das Bad. 

Nach dem ersten Jahr konnten wir entscheiden, ob wir zurück nach Deutschland oder bleiben 
wollten. Die meisten blieben, denn sie hatten sich eingewöhnt und Bekanntschaften 
geschlossen, insbesondere mit Frauen und Männern aus Polen und der Ukraine, die während 
des Krieges in Deutschland waren und nicht in ihre Heimat zurück wollten und nun mit uns 
hier arbeiteten. Das Beisammensein am Arbeitsplatz, gemeinsame Freizeit, religiöse Kultur 
führten zu Eheschließungen und Familiengründungen und waren ein Grund zum Verbleiben 
auf der Insel. 


V02.UNTBER SCHHMf 
RECRUITMENT OF SUDETEN WOMßN 
FMPLOVMENT IN GREAT ßiUTAJN 

Freiwilligenwerbung 
für Frauen aus dem Sudetenland 

eine Beschäftigung 

Großbritannien 


Werbeschrift für England 
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Die englische Gesellschaft hat uns „Gastarbeiter“ freundlich aufgenommen. Das Erlernen 
der englischen Sprache wurde gefördert und ermöglichte uns, in andere Beschäftigungen zu 
wechseln. Neben der Baumwollindustrie waren dies Arbeiten in den Krankenhäusern und 
Haushalten, die angeboten wurden. Durch Weiterbildung und Studium konnten viele unserer 
sudetendeutschen Frauen beruflich aufsteigen. 



Frau Helga Schaller (Smith) Ehrung 1953 durch Elise Gordon, MBE, Frau Smith, geh. Schaller, 
1949 als Textilarbeiterin 1954 als Oberschwester 


Heute sind die Mädchen von damals längst Mütter und Großmütter in der englischen 
Gesellschaft, doch ihre Herzen schlagen noch im Rhythmus unserer sudetendeutschen 
Heimat. Ihre Nachkommen erfahren die Geschichte durch Erzählungen und geschriebene 
Worte, wie in unserer Komotauer Heimatzeitung dokumentiert.“ 


Hier folgt der Text der strengen Anwerbungsbedingungen: 

1. In der amerikanischen Zone wohnhafte Sudetenländerinnen werden aufgefordert, sich um Arbeit in 
Großbritannien zu bewerben. Arbeitskräfte werden vor allem für die Textilindustrie (Baumwoll-, Woll- und 
Kunstseidenfabriken) gesucht. Arbeiterinnen können auch für andere Industriezweige benötigt werden, z.B. 
Töpferei. Daher muß jede Bewerberin bereit sein, jeden angemessenen ihr zugewiesenen Arbeitsposten 
anzunehmen. Nur ledige Frauen oder Witwen ohne Anhang, im Alter von 18 bis einschließlich 35 Jahren, die 
sich bester Gesundheit und guten Leumundes erfreuen, können angenommen werden. Im Rahmen dieses 
Arbeitsvermittlungsplanes steht ein etwaiges Nachreisen von Verwandten nach drüben ganz außer Frage. 

2. Die Bewerberinnen müssen sich einer ärztlichen Untersuchung unterziehen. 

3. Die zur Arbeit angenommenen Frauen dürfen in Großbritannien ohne zeitliche Beschränkung des 

Aufenthaltes einreisen, jedoch unter folgenden Bedingungen: 

a) Sie müssen sich sofort bei der Polizei melden, b) Sie müssen den vom britischen Arbeitsministerium ihnen 
zugewiesenen Posten antreten und c) dürfen denselben nicht ohne Zustimmung verlassen. 
Fahrt, Unterkunft und Verpflegung während der Reise nach Großbritannien sind frei. 
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4. Nach Ankunft in Großbritannien wird den Frauen ausgezahlt: L 1.-.- (ein Pfund Sterling) und danach fünf 
Schilling pro Woche Taschengeld bis zur Zuweisung eines Arbeitsplatzes. Zunächst werden sie in einem 
Warteheim bei freier Verpflegung untergebracht werden. Gewöhnlich wird Ihnen sehr bald nach Ankunft eine 
Arbeitsstätte angewiesen. 

5. Dann werden sie entweder in Heimen oder privat wohnen, wofür sie das gleiche bezahlen werden wie ihre 
britischen Arbeitskolleginnen für entsprechende Unterkunft. Der dafür zu zahlende wöchentliche Betrag dürfte 
zwischen 25/- bis 35/- (25 bis 35 Schilling) liegen. Gewöhnlich ist darin, außer am Wochenende, das 
Mittagessen nicht mit einbegriffen, jedoch sind in den meisten Fabriken Kantinen, in denen Mittagessen billig 
ausgegeben werden. 

6. Die Sudetenländerinnen werden unter genau den gleichen Bedingungen eingestellt wie die britischen 
Arbeiterinnen und erhalten die gleichen Löhne. Für ungelernte Frauen schwankt der Wochenlohnsatz je nach der 
Beschäftigungsart zwischen 55/- und 70/-. Gelernte Arbeiterinnen werden in gewissen Industriezweigen 
entsprechend der Stückzahl entlohnt und können dadurch mehr als die Mindestsätze verdienen. Die übliche 
Arbeitszeit ist 44 bis 45 Stunden pro Woche. In einigen Industriezweigen können Frauen nur angenommen 
werden, wenn sie bereit sind, einer Gewerkschaft beizutreten. 

7. Betreffs der Lebensmittelzuteilung erhalten die Sudetenländerinnen die gleichen Rationen wie die britischen 
Arbeitskräfte. Der britische Lebensmittelstandard ist höher als der deutsche. In Großbritannien sind 
verschiedene Lebensmittel gar nicht rationiert, auch sind die Mahlzeiten in den Kantinen, Restaurants und Cafes 
markenfrei. Die Bekleidung ist in Großbritannien nicht mehr rationiert. 

8-10: Gleichstellung mit Briten bei Steuer und Gesundheitsfürsorge 

11. Sudetenländerinnen werden an Freunde oder Verwandte Pakete unter den gleichen Bedingungen senden 
können wie die britischen Staatsbürger. Es ist erlaubt, kleine Mengen von vielen Dingen zu verschicken, die in 
Deutschland nicht leicht erhältlich sind. Jedoch ist der Versand von unrationierten Lebensmitteln und von 
bestimmten, der Bewirtschaftung unterliegenden Waren ganz verboten oder stark eingeschränkt. Eine 
Möglichkeit von Geldüberweisungen nach Deutschland wird zur Zeit noch erwogen. 

12. Nach Großbritannien darf soviel persönliches Gepäck mitgenommen werden, wie die Einreisende selbst 
tragen kann. Unter keinen Umständen ist die Mitnahme von zum Verkauf oder Tausch bestimmten 
Gegenständen erlaubt, insbesondere keine Sachen, die zollpflichtig sind oder der Einkaufssteuer unterliegen, wie 
Photoapparate, Uhren usw. 

13. Nach fünfjährigem Aufenthalt in Großbritannien können die im Rahmen dieser Arbeitsvermittlung 
eingewanderten Frauen die britische Staatsbürgerschaft beantragen. 

14. Den unter dieser Vermittlung nach Großbritannien übersiedelten Frauen wird es nicht möglich sein, sich in 

die englische Volksgemeinschaft einzuleben, wenn sie nicht die englische Sprache erlernen. Dazu wird ihnen 
Gelegenheit geboten werden. Es wird vorausgesetzt, dass übersiedelte Frauen sich sobald wie möglich nach ihrer 
Ankunft befleißigen werden, die englische Sprache schnellstens zu erlernen. (Fundstelle: Internet) 


{ßea ließen Sie am SudetendeutacAen {Jag in dag^ßwig in JtaMe 7 den 

Stand dea Witihaßundea! 
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Die Wurzeln des Nationalsozialismus 

(von F. Volk) 


Die erste Partei, in deren Namen die Begriffe „national” und „sozialistisch” zusammen 
vorkamen, gründete 1897 der Tscheche Vaclav KLOFAC. Sie hieß Narodne Socialisticka 
Strana Ceska (NSSC) und ging auf Gedankengut von Abweichlern der tschechischen 
Sozialdemokratischen Partei zurück. Diese waren ihrerseits wieder von den hussitischen 
Taboriten beeinflußt. Sie meinten, der Sozialismus könne (noch) nicht auf internationaler 
Ebene, sondern vorerst nur im nationalen Maßstab verwirklicht werden. Im Gründungsaufruf 
zu dieser Partei heißt es recht ungeniert: “Die internationale Soziale Demokratie ist keine 
Schöpfung der Arbeiterklasse, sondern wurde durch die berüchtigten Repräsentanten des 
Kapitals errichtet.... Wir wollen nicht länger Spielzeug in den schmutzigen Händen der 
deutsch-jüdischen Fremdlinge bleiben ”. 



Tschechische National¬ 
sozialisten beeinflußten 
anfangs auch B. Mussolini 


Im großen Reich der Habsburger drangen diese Ideen bis nach 
Trient, wo sie auch den jungen Benito Mussolini beeinflußten. Er 
schritt zu umfangreichen Hus-Studien, deren Ergebnis er in dem 
1913 in Rom erschienenen Buch ”Giovanni Hus - il Veridico” 
festhielt (vgl. Kuehnelt-Leddihn, S.223). 

Klofacs Partei überdauerte den Ersten Weltkrieg und zählte seit 
1920 auch Eduard Benesch zu ihren Mitgliedern. Am 20.11.1938 
schrieb Klofac in seinem Prager Parteiorgan Ceske Slovo: ”Der 
Nationalsozialismus ist bei uns entstanden. Wir haben an ihm über 
vierzig Jahre gebaut, er hat in unseren Verhältnissen viel erreicht, 
aber nie wurde er zur entscheidenden Macht wie in Deutschland. 
Deutschland und seinen Nationalsozialismus müssen wir nicht nur 
einholen, wir müssen ihn überholen. Der Nationalsozialismus hat 
uns in Deutschland in der Praxis übertroffen ...Er ist an der Macht 
und dient nicht der Unterdrückung”. 


Dem tschechischen Beispiel folgend entstand 1903 in Aussig die Deutsche Arbeiterpartei 
(DAP). Ihr Ziel war nicht zuletzt der Schutz deutscher Arbeitsplätze gegen tschechische 
Einwanderer. Bereits 1905 konnte sie drei Abgeordnete nach Wien in den Reichsrat 
entsenden. Ihr waren seit 1897 verschiedene lose Zusammenschlüsse vorausgegangen, in 
denen u.a. schon Hans Knirsch, Rudolf Jung und Hans Krebs eine Rolle spielten. Beim 
Wiener Parteitag im Mai 1918 wurde auf Betreiben Jungs der Begriff „nationalsozialistisch“ 
in den Parteinamen auf genommen. Die Partei hieß nun „Deutsche nationalsozialistische 
Arbeiterpartei“ (DNSAP). Ihr Programm war gegen kapitalistische, kirchliche, adlige und 
fremdvölkische Vorrechte gerichtet. Kuehnelt-Leddihn urteilt, ein linkeres Programm könne 
man sich nicht vorstellen (S. 224). 


Die Auflösung des Habsburg-Reiches riß auch die Parteien auseinander. Die DNSAP war nun 
dreigeteilt. Ihr Schwerpunkt befand sich im industrialisierten Sudetenland, Sektionen gab es 
in Österreich und in Polen um Bielitz. 
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Rudolf Jung bei Hitler 

Eine Partei mit ähnlicher Programmatik gab es unabhängig 
davon in München. Ihr trat 1919 Adolf Hitler bei. Im selben 
Jahr erschien in der bayrischen Landeshauptstadt Rudolf Jung 
aus der Führungsriege der sudetendeutschen DNSAP. Die 
tschechischen Behörden hatten ihn aus der neuen CSR 
ausgewiesen, da sie seine Heimatberechtigung anzweifelten. 

Er war aber 1882 in Plaß bei Pilsen geboren und konnte bald 
wieder zurückkehren. In seinem Gepäck führte er praktisch 
das gesamte Parteiarchiv der DNSAP mit sich. Es bestand aus 
Büchern, Zeitungen, Zeitschriften und Plakaten, auf denen 
bereits das Hakenkreuz prangte. Jung traf in München Hitler, dessen Partei noch DAP hieß, 
aber gerade in „Der Sozialrevolutionär“ umgetauft werden sollte. Jung überzeugte Hitler, 
sich für das Etikett „nationalsozialistisch“ zu entscheiden und übergab ihm die mitgebrachten 
DNSAP-Unterlagen. Hitler studierte sie eingehend und leitete daraus die Grundlagen seiner 
Politik ab. Besonders beeindruckt muß er von Jungs 1919 gerade neu erschienenem Buche 
„Der nationale Sozialismus“ gewesen sein, denn er hat es mehrfach weiterempfohlen und 
sich bei der Abfassung von „Mein Kampf“ daran orientiert. Es heißt sogar, daß sich „Mein 
Kampf 4 streckenweise wie eine Paraphrase des Jungschen Buches lese (Gebel, S. 28, Anm. 
15). Jung und Hitler trafen sich später noch mehrmals bei den gemeinsamen 
„Führertagungen“ ihrer Parteien in Salzburg. Anwesend waren dort auch stets die 
österreichische und polnische Sektion der Nationalsozialisten. Die sudetendeutsche war 
anfangs die stärkste und machte einen gewissen ideologischen Führungsanspruch geltend. 

Davon wollte Hitler später überhaupt nichts mehr wissen. Der 
Nationalsozialismus sollte uneingeschränkt als sein 
Geistesprodukt gelten. Daher gehörte auch sein 
Zusammentreffen mit Rudolf Jung in München zu den 
bestgehüteten Geheimnissen des Dritten Reiches. Hitler gelang 
es aber nicht, alle Spuren zu verwischen, denn die von Jung 
1919 überbrachten Unterlagen befanden sich im Parteiarchiv zu 
München und landeten 1945 fast vollständig im Hoover-Institut 
in Stanford, Kalifornien, wo sie der Forschung zur Verfügung 
stehen (vgl. Kuehnelt-Leddihn, S.225, Anm. 8). 

Kein Sudetendeutscher wird stolz auf die Kontakte Jungs zu 
Adolf Hitler sein. Auch nicht darauf, daß die 

im tioover-institüt liegen seit" 1945 nationalsozialistische Idee in Böhmen entstand. Dennoch 

die Akten der dnsap. besteht kein Anlaß, das Büßergewand anzulegen. Böhmen war 

der Raum, in dem die Nationalitäten aufeinandertrafen wie sonst nirgends. Man rang um 
Arbeitsplätze und um seine kulturelle Identität. Eines der Ergebnisse war der 
Nationalsozialismus. Er entsprang nicht bösem Willen, sondern beruhte auf den räumlichen 
und historischen Voraussetzungen. 

Literatur: 

Kuehnelt-Leddihn, Erik, Die falsch gestellten Weichen, 1989; Ralf Gebel, Heim ins Reich, Konrad Henlein und 
die Sudetendeutschen, 1999. 



Hoover-Turm in Stanford. 



Rudolf Jung 


14 







WitikoBrief 2/2010 


Seite 15 Mai 2010 

Wintersport im Sudetenland 

(von F. Volk) 

Die 21. Olympischen Winterspiele fanden vom 12. bis 28. Feber 2010 in Vancouver statt. Die 
deutsche Mannschaft belegte im Medaillenspiegel und nach der Punktewertung der Nationen 
jeweils den zweiten Platz. Schwerpunkte waren bei den Herren der Bobsport und Biathlon. 

Bei den Damen Schilauf, Eisschnellauf und Biathlon. 

Die Berichte aus Vancouver dürften bei vielen 
Sudetendeutschen Erinnerungen an die erfolgreichen 
Wintersportler der Heimat hervorgerufen haben. 
Vorzeigeathlet war in den 30er-Jahren Gustl Berauer aus 
dem Riesengebirge (*1916 in Petzer). 1936 erzielte er bei 
der Olympiade in der Langlaufstaffel der CSR die beste 
Zeit. Seine Stärke war die Nordische Kombination, in der 
er 1939 in Zakopane und 1941 in Cortina d'Ampezzo 
Weltmeister wurde und die bis dahin dominierenden 
Skandinavier hinter sich ließ. Im Schisprung erreichte 
Berauer seine größte Weite im März 1940 von der 
Mammutschanze in Planica mit 100 m. Auf nationaler Ebene fügte er diesen Erfolgen vier 
Deutsche Meisterschaften hinzu. Nach dem Krieg konnte er den Schilauf wegen einer 
schweren Verwundung an der Ostfront nicht mehr betreiben. 

Die erste Olympische Medaille (Bronze) eines sudetendeutschen Wintersportlers gewann 
Rudolf Burkert im Jahre 1928. Es war überhaupt die einzige Wintersportmedaille, die ein 
Sportler der CSR bis 1938 erzielt hatte (Sudetendeutsche Zeitung, 25.11.1977, S. 7). 

Genau wie im Fußball arbeiteten die Sudetendeutschen auch im Wintersport eng mit 
Sportfreunden „aus dem Reich“ zusammen. Im Fußball kam der erste Präsident des heute so 
mächtigen DFB aus Prag (Ferdinand Hueppe, Amtszeit 1900 bis 1904). Im Schisport war es 
der Industrielle Guido Rotter aus Oberhohenelbe, der federführend am Aufbau des deutsch¬ 
österreichischen Verbandswesens beteiligt war. Am 4. November 1905 trafen sich deutsche 
und österreichische Vereine in München und gründeten ihre jeweiligen Fachverbände. 
Vorsitzender des österreichischen Schiverbandes wurde Guido Rotter, so daß der Amtsitz 
dieses Sportbundes zuerst in Hohenelbe lag! Als Gast war in München auch der Präsident des 
Schweizerischen Wintersportverbandes anwesend, und man gründete zusammen einen 
mitteleuropäischen Verband, der aber nur kurze Zeit Bestand hatte. 



Die Brüder Otto & Gustl Berauer (r.) 
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Der Krieg und die Vertreibung trafen die Wintersportler schwer. Viele ihrer Besten starben in 
den Schützengräben, und wer überlebte, kam als Vertriebener meist in die wintersportliche 
Diaspora. Einige fanden wieder Anschluß an den Wettkampfbetrieb und bewiesen ihre 
Klasse. Soweit bekannt folgen ihre Namen in einer angefügten Tabelle. 

Nicht unerheblich war das von den Wintersportlern durch die Vertreibung eingebüßte 
Vermögen. Nach einer Statistik der sudetendeutschen Turner ließen alleine diese zurück: 30 
Schneelaufhütten, 57 Eislaufplätze und 48 Sprungschanzen (Sudetendt. Turnerbrief, Okt. 1962, s. 16). 

Literatur: Polednik, Heinz, Stolze Erinnerungen, 1971; Erben, Pepi, Stolze Erinnerungen II, 2001 


Erfolgreiche Wintersportler mit sudetendeutschen Wurzeln 

Zieditz im Egerland: Erich Kühnhackl, Eishockey, 1980: 500 Spiele, 500 Tore; 
Gottesgab/Kreis St. Joachimsthal: Ewald Roscher, Skispringer und Nationaltrainer für 
Deutschland und die Schweiz; 

Neudorf/Petschau: Horst Floth, Bobfahrer, Weltmeister 1970, Europameister 1971; 
Prag-Smichov: Felix und Christian Neureuther (Sohn bzw. Ehemann Rosi Mittermeiers), 
Skifahrer; Großmutter bzw. Mutter: Gretl Nonnenbruch, die mit ihrer Schwester Nani eifrige 
Turnerin im TV Smichov war (Sudetendeutscher Turnerbrief, 1987/2, S. 20 & Tagespresse); 
Rennerbaude/Riesengebirge: Dr. Pepi Erben, Olympiateilnehmer 1952, zwei 

Studentenweltmeisterschaften im Abfahrtslauf, 16 Hessenmeisterschaften und ab 1957 
Vorsitzender des „Flachland-Clubs“ Frankfurt/Main mit 1500 Mitgliedern; 
Rochlitz-Sahenbach an der Iser: Hermann Möchel, achtmaliger Deutscher Meister im Schi- 
Langlauf; 

Sudetenland: Karl Schranz, Schilauf-Weltmeister, * 1938, sudetendeutsche Mutter 

(Sudetenpost 23/1998). 

Eine sportliche Höchstleistung besonderer Art: 

Eine sportliche Höchstleistung besonderer Art vollbrachte Friedrich LUDWIG vom 
Turnverein Freudenthal im Winter 1928/29. Er startete am 2. Februar 1929 zu einem 
Schilanglauf von 1300 km nach St. Moritz. Seine Strecke führte ihn vom Altvater über das 
Riesen-, Lausitzer- und Erzgebirge durch den Bayrischen- und den Böhmerwald nach Passau. 
Dort überquerte er die Donau und kam über Salzburg nach Innsbruck. Schließlich erreichte er 
bei Finstermünz die Schweizer Grenze und setzte seinen Weg das Engadin abwärts über 
Schuls bis St. Moritz fort. Dort traf der junge Sudetendeutsche nach 25 Tagen und einer 
Tagesdurchschnittsleistung von 52 km am 27. Feber 1929 in guter Verfassung ein. Friedrich 
Ludwig mied bei seinem Riesenlanglauf die Straßen und hielt sich an die Talhänge und 
Höhenwege. Der damalige Winter war sehr schneereich, aber auch sehr kalt (43 Grad unter 
Null im Böhmerwald!). Ludwig vollbrachte diese Höchstleistung aus eigenem Entschluß ohne 
jede fremde Hilfe unter Verwendung seines dafür angesparten Urlaubs 
(Quelle: Sudetendeutscher Turnerbrief 1979/1, S. 10). 
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Noch einmal „Dresden“ 

Im letzten Witikobrief nahm Kam. Prof. E. Korkisch zur Opferzahl des Bombenangriffs auf Dresden im Feber 
1945 Stellung. Wie die öffentliche Diskussion zeigt, hat dieses Thema die Herzen der Menschen in 
ungewöhnlicher Weise aufgewühlt. Daher folgen hier weitere bemerkenswerte Stellungnahmen. Zunächst noch 
einmal Prof. Korkisch selbst, der als Überlebender des Angriffs besondere Glaubwürdigkeit beanspruchen kann: 

Bilanzlücke von 70 Prozent! 

Die Dresdner Historiker-Kommission spricht von 18.000 registrierten Todesfällen und 2.000 
später gefundenen registrierten Kellertoten. Dazu konzediert sie weitere 5.000 Getötete als 
Unsicherheitsfaktor, zusammen 25.000, eine Zahl, die schon vor Untersuchungsbeginn als 
wahrscheinliche Opferzahl angesprochen wurde. 

Die Einzeluntersuchung der Dresdner Mathildenstraße nach registrierten Toten- und 
Überlebendenzahlen ergab ca. 20% umgekommene und 10% überlebende Bewohner, ähnlich 
bei den anderen untersuchten Straßen. Das ergibt eine Bilanzlücke von ca. 70%. 

Auf die Dresdner Bevölkerungsbilanz übertragen bedeutet dies, daß die nicht registrierbaren 
Fälle nicht einfach den Überlebenden zugeordnet werden dürfen. Damit wird klar, daß die 
Anzahl der Überlebenden und Toten so nicht bestimmbar ist. Nach dem von 
Kommissionsmitglied Overman angeforderten „Gewissenhaftigkeitsgebot“ haben 
Öffentlichkeit und Medien das Recht, über einschränkende Bedingungen informiert zu 
werden: 

Eine zeitbeständige Anerkennung der Ergebnisse ist nur dann zu erwarten, wenn die jetzt 
bekanntgegebene „Gesamt-Totenzahl“ sachgerecht als „Summe der registrierten Toten ohne 
den unbestimmbaren Anteil“ bezeichnet wird. 

Leserstimmen zu „Dresden “ in der Presse : 

Dresden-Angriff ein Fehlschlag? (FAZ, vom 27.3.2010 & JF. 9.4.2010) 

Das Vemichtungsgebiet in Dresden hatte die Größe von 15 Quadratkilometern mit einer 
Wohnbevölkerung von 260.000 Menschen. Bei nur 25.000 Toten betrüge die Opferquote 
knapp zehn Prozent. Bei Berücksichtigung der Flüchtlinge noch weniger. Die Opferquote von 
Pforzheim war 40 Prozent. Damit verglichen wäre aus Sicht des „Bomber Command“ der 
Angriff auf Dresden ein glatter Fehlschlag gewesen. Das gleiche legt ein Vergleich mit dem 
spanischen Guernica nahe. Dort haben nach offizieller Version 18 (i. W.: achtzehn) 
zweimotorige deutsche Leichtbomber 1.654 Menschen getötet. Über Dresden erschienen 
jedoch rund 3.000 viermotorige „fliegende Festungen“. 

Flüchtlinge verstopften die Straßen (FAZ, vom 19.2.2010): 

Leser M.W. hatte das unglaubliche Glück, Dresden am 13. 2.1945 eine halbe Stunde vor dem 
Angriff verlassen zu haben. Auf seinem Weg zum Hauptbahnhof durchquerte er die mit 
Flüchtlingstrecks und unübersehbaren Menschenmassen verstopften Straßen. Die angegebene 
Zahl von 25.000 Toten hält er für eine empörende Verharmlosung. 

Tieffliegerangriffe (JF. vom 9.4.2010) 

Der Kommissionsbericht schließt Tieffliegerangriffe für den 13./14. Februar 1945 in Dresden 
kategorisch aus. Es gibt dafür allerdings 78 Augenzeugenberichte und das Kriegstagebuch 
des Britischen Bomber Command. Dort liest man unter dem 13./14. Februar 1945 
folgenden Eintrag: „311 amerikanische B-17 warfen am nächsten Tag 771 Tonnen Bomben 
auf Dresden... Ein Teil der amerikanischen Geleitjäger erhielt Befehl, den Verkehr auf den 
Straßen rings um Dresden im Tiefflug anzugreifen, um das Chaos zu vergrößern.“ 
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Lesermeinungen zum Witikobrief 1/2010: 

Zum Beitrag „Konrad Henleins Kampf um die Autonomie“ (Folge 1/2010, S. 13-16) weist 
Kam. Olaf Dinnebier auf ein Dokument hin, welches „ in der Auseinandersetzung um die 
Rolle K. Henleins meist verschwiegen wird: Das Protokoll der Besprechung Lord Runcimans 
mit K. Henlein am 18. August 1938. “ (Dokumente der britischen Außenpolitik, DBFP, 
1950/54, Vol II, S.656) 

Bei diesem Gespräch betonte Henlein, den Anschluß an das Reich nach wie vor abzulehnen. 
Gleichzeitig beklagte er die schwindende Billigung seiner Autonomiepolitik in der Partei 
und in der Bevölkerung. Die deutsche Übersetzung des Protokolls ist unten angefügt. 

Ein weiteres Detail dazu enthält Dr. Walter Brands Buch „Auf verlorenem Posten“ (1985, 

S. 139): Als Dr. Brand im Mai 1938 auf Anordnung Henleins erneut 
nach London reiste, erhielt er überraschend eine Einladung zu Lord 
Robert Vansittart, dem wichtigsten Berater des Außenministeriums. 

Vansittart nahm sich sehr viel Zeit für das Gespräch und wollte 
ausdrücklich wissen, ob die Autonomie noch eine Option der 
Sudetendeutschen wäre. Brand konnte bejahen, da ihn Henlein 
gerade mit dieser Instruktion losgeschickt hatte. Vansittart bat ihn 
dennoch, so schnell wie möglich erneut nach Asch zu reisen, um sich 
diese Aussage noch einmal vom SdP-Chef bestätigen zu lassen. Dr. 

Brand tat wie gewünscht und kam nach abenteuerlicher Tag- und 
Nachtreise mit der gewünschten Bestätigung zurück. 

Versuche, Henlein als Anführer einer „5. Kolonne Hitlers“ zu brandmarken, sind angesichts 
dieser Zeugnisse nicht zu halten. 

Wegen der Bedeutung des oben genannten Gesprächprotokolls folgt hier sein Wortlaut in 
deutsch, entnommen dem Buch von Anneliese von Ribbentrop, Deutsch-Englische 
Geheimverbindungen, S. 63 f.: 

Lord Runciman spricht mit Henlein am 18. August 1938, 

Über Lord RUNCIMANs erstes Gespräch mit HENLEIN am 18. August 
1938 im Beisein des Prinzen Max von HOHENLOHE verfertigte ASTHON 
GWATKIN, ein Foreign-Office-Beamter, welcher der britischen Delegation 
für Prag zugeteilt war, die folgende Aufzeichnung: 

Herr HENLEIN hatte eine lange Unterhaltung mit Lord RUNCIMAN am 18. 

August. Prinz Max von HOHENLOHE und ich dolmetschten. Herr 
HENLEIN unterbreitete seine bekannten Ansichten über die politische und 
wirtschaftliche Lage seiner Landsleute, die zu seinen in seiner Karlsbader 
Rede festgelegten Forderungen geführt haben. 

Er erklärte, daß die Deutschen in der Tschechoslowakei ihre Heime und ihr 
Leben sowie die Zukunft ihrer Kinder gegen furchtbare tschechische Angriffe, 
die von der Regierung gefördert und unterstützt werden, verteidigen müssen., 

Die Regierung, die seine Landsleute schützen sollte, ist ihr Feind. Das einzige 
Heilmittel liegt daher in. der größtmöglichen Trennung zwischen dem 
tscheschichen und dem deutschen Volk. Er erklärte, daß es für ihn nur die 
Alternative zwischen zwei Politiken gebe: 



Lord Runciman 
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a) eine Vereinbarung auszuhandeln, oder 

b) eine Volksabstimmung zu fordern. 

Er ziehe bei weitem das erstere vor, und er werde, solange er könnte, damit fortfahren, auf Verhandlungen zu 
bestehen. Er hätte gegenüber seinen Landsleuten immer auf Mäßigung gedrängt und ist der Ansicht, daß er sie 
in einem beachtenswerten Maße und unter großen Provokationen in der Hand behalten hat. Aber er fürchte, daß 
ihm die Zeit weglaufe und daß seine Landsleute ihre Illusionen verlieren und ihn stürzen würden, wenn er keinen 
Erfolg vorweisen könne. Er fürchtete die Rückkehr von 10.000 Männern, die jetzt vorübergehend in Deutschand 
Arbeit gefunden hätten, die aber bald zurückkehren würden, um während des Winters die Arbeitslosenzahl zu 
vergrößern. 

Herr HENLEIN hielt nicht viel von Dr. HODZAs Brief, in dem dieser den Deutschen sieben Posten anbot, 
„nachdem sie uns 5o.ooo Posten weggenommen haben". Aber wir brachten ihn schließlich dazu, widerstrebend 
zuzugeben, daß das Angebot dennoch als erster Schritt einigen Wert habe und ein Zeichen dafür sei, daß die 
Regierung bereit ist, zu handeln, um ihren guten Willen gegenüber der Mission Lord RUNCIMANs unter 
Beweis zu stellen. Er hatte nichts gegen die Veröffentlichung des Briefes von Dr. HODZA, aber er warnte uns 
davor, auch nur den kleinsten Beifall seiner Landsleute zu erwarten. Er sagte, die Regierung solle eine Geste 
machen, aber es müsse eine großzügige Geste sein, so z.B. die Veröffentlichung eines Erlasses, wonach die 
Regierung beabsichtigt: 

a) deutsche Beamte ausschließlich in deutschen Gebieten zu ernennen und 

b) deutsche Beamte, die augenblicklich in tschechischen Gebieten dienen, in Zukunft in deutschen Distrikten 
dienen zu lassen. 

Herr HENLEIN fügte hinzu, daß die Staatspolizei sofort zurückgezogen werden müsse. Man sehe diese Polizei 
nicht als einen Schutz für seine Landsleute an, ihr Dortsein habe den Sinn, denselben Schaden zuzufügen. 

Das meiste, was uns Herr HENLEIN bei diesem ersten Zusanunentreffen zubilligte, ist das Folgende: 

a) die Erklärung, daß er bereit ist, die Verhandlungen mit der tschechischen Regierung fortzuführen; 

b) daß er vorbehaltlos für den Frieden ist, weil der Krieg den sofortigen Angriff auf das sudetendeutsche Land 
zur Folge haben werde; 

c) daß er trotz der Provokationen entschlossen ist, unter seinen Landsleuten die Ordnung aufrechtzuerhalten, 
wenn er kann; 

d) daß er sich nicht vorbehaltlos auf die Bedingungen in seiner Karlsbader Rede festgelegt hat, um es in 
anderen Worten zu sagen, diese Bedingungen seien in manchen Punkten absichtlich vage gehalten 
worden, um einen Spielraum für Kompromisse zu lassen; 

e) daß er nicht den Wunsch hat, die Staatsgrenzen der Tschechoslowakei zu zerstören, sondern lieber 
innerhalb dieser Grenzen die weitgehende Autonomie für seine Landsleute erreichen möchte (DBFP II, p. 

656 ). 


a 


Suchanzeige 

Gesucht werden alte Folgen und Jahrgänge des 

Witikobriefes und des Sudetendeutschen Erzieherbriefes. 

Angebote bitte an die Schriftleitung: F.Volk, J.S.Bach-Str. 51, D-61250 Usingen, Tel. 06081- 

2611 odere-Post: f.volk@web.de 


Wissenswertes für den Autofahrer: 

Fährst Du rückwärts an den Baum, verkleinert sich der Kofferraum. 

Prof. Sauerbruchs Anspruch an seinen Fahrer: Ein guter Chauffeur hat immer Grün! 
Obwohl das Universum expandiert, fehlen überall Parkplätze! 

Welches Rad bewegt sich beim Durchfahren einer Kurve am wenigsten? Das Reserverad! 
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Neues Vorhaben der EUFV 

Interview mit Isa Enaelmann: Isa Engelmann ist ehrenamtliche Mitarbeiterin 
im Generalsekretariat der Europäischen Union der Flüchtlinge und Vertriebenen 
(EUFV, Sitz Triest) und weilte kürzlich in Frankfurt-Höchst. Die Schriftleitung des 
Witikobriefes hatte Gelegenheit, mit ihr folgendes Gespräch zu führen: 

WB: Was führt Sie aus Italien nach Deutschland? 

E: Ich ging in Höchst auf die Helene-Lange-Schule und 
besuche jetzt ein Treffen meiner Abiturklasse. 

WB: Sie sind nach der Vertreibung aus Ihrer 
Heimatstadt Reichenberg also in Höchst aufgewachsen? 
E: Ja, und ich habe auch noch verwandtschaftliche 
Beziehungen hierher. 

WB: Wie schafft man es von Höchst nach Verona, ihrem 
jetzigen Wohnort? 

E.: Ich habe bei einem Urlaub am Gardasee meinen 
späteren Mann kennen gelernt und lebe seit meiner 
Heirat in Verona. Meinen Mädchennamen habe ich 
beibehalten, weil dies in Italien so üblich ist. 

WB: Wie entstand Ihre Verbindung zur EUFV? 

E.: Mit den aus Istrien vertriebenen Italienern verbinden mich die gleichen 
Vertreibungserlebnisse, die gleichen Heimatgefühle, die gleiche Wut auf das 
Unverständnis der anderen, und als mich ihr Vorsitzender Dr. Lacota fragte, ob 
ich ihm bei der Gründung einer europäischen Vertriebenenorganisation helfen 
würde, habe ich sofort zugesagt. 

WB: Welche Aufgaben nehmen Sie in der EUFV wahr? 

E: Ich habe Übersetzerdiplome der Dolmetscherhochschule Germersheim in 
Englisch und Französisch und spreche die drei Amtssprachen der EUFV, 
Italienisch, Englisch und Deutsch. Im Besonderen bin ich für Italienisch und 
Deutsch zuständig und übersetze alles in diesem Bereich, einschließlich der 
Reden des Generalsekretärs. Bei den Sitzungen dolmetsche ich, alles natürlich 
ehrenamtlich. Täglich verfolge ich die deutsche Presse online und unterhalte 
ständige Kontakte zur Sudetendeutschen Basis in Deutschland. Und nicht zuletzt 
bürge ich dafür, dass es „Personen oder Gruppierungen des rechten Spektrums" 
in der EUFV nicht gibt, weil dies mit meiner Mitarbeit nicht vereinbar wäre. 

WB: Warum halten sich die deutschen Vertriebenenverbände von der EUFV fern? 
E: Das trifft nicht zu. Die beiden großen Landsmannschaften der Ostpreußen und 
der Schlesier, der Landesverband der Sudetendeutschen in Baden-Württemberg 
und alle Vertriebenenvertretungen in Österreich sind Mitglieder der EUFV. Die 
Führungsspitze der Sudetendeutschen Landsmannschaft in Deutschland lehnt 
allerdings einen Beitritt ab. Dessen ungeachtet erreichen uns unzählige 
Solidaritätsbekundungen von Sudetendeutschen. Das weiß offensichtlich auch die 
SL-Führung, denn sie bemüht sich gegenwärtig, den Beitritt weiterer 
Gliederungen durch einen Beschluss zu unterbinden. 
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WB: Welche Projekte plant die EUFV für die nahe Zukunft? 

E: Die EUFV konzentriert sich jetzt auf die Einrichtung eines Ständigen 
Sonderausschusses für Flüchtlinge und Vertriebene bei der EU. Der Antrag 
wurde in mehrmonatiger Arbeit mit der hülfe internationaler Rechtsexperten 
ausgearbeitet und vor kurzem bei der Kommission der Europäischen Union 
eingereicht. 

WB: Bricht die EUFV da nicht in eine Domäne deutscher Europaabgeordneter 
ein? 

E: Roberta Angelilli, italienische Vize-Präsidentin des EU-Parlaments und 
Vorstandsmitglied der EVP, der die CDU/CSU-Fraktion angehört, unterstützt das 
Projekt. Der Sonderausschuss wird ein neues Instrument sein, das auch den 
deutschen Vertriebenenpolitikern ermöglichen wird, den bisherigen Stillstand zu 
beenden. 

WB: Frau Engelmann, wir danken Ihnen für dieses Gespräch! 


70 Jahre Katyn 

von F.Volk 

Die Verleumdung Deutschlands wegen Katyn gehört zu den unerfreulichsten Ereignissen der 
jüngeren Zeitgeschichte. Ohne Zweifel half sie den Vertreiberstaaten, die Vertreibung von 15 
Millionen Deutschen aus ihrer Heimat als irgendwie gerechtfertigt erscheinen zu lassen. 

Die Massengräber von Katyn wurden vor genau siebzig Jahren ausgehoben und nahmen die 
sterblichen Überresten von etwa 4.400 polnischen Offizieren auf. Die Leichen lagen teilweise 
in zehn Schichten übereinander. An anderen Orten wurden weitere 17.000 ihrer Kameraden 
verscharrt. Die Entdeckung der Katyn-Gräber erfolgte im April 1943. Eilig nach dort 
entsandte Gerichtsmediziner bestätigten als Tötungszeit das Frühjahr 1940. Damals hatte 
noch kein deutscher Soldat seinen Fuß auf russischen Boden gesetzt. 

Doppelmoral des Westens 

Dieser Fund bestätigte die schlimmsten 
Befürchtungen der polnischen Exilregierung. Die 
Westalliierten fürchteten um das Kriegsbündnis 
mit Stalin und stellten sich taub. Der polnische 
Exilpräsident Wladislaw Sikorski wollte sich mit 
dieser Art von Doppelmoral nicht abfinden und 
starb bei einem Flugzeugabsturz. Die Maschine 
war britisch, und am Steuer saß ein tschechischer 
Pilot, der überlebte. Als Stalins Truppen Katyn 
zurückeroberten, begann die Propagandaschlacht 
um den Tötungszeitpunkt. 

Druck auf die Gerichtsmediziner 

Die Sowjets setzten sofort ihre eigene Untersuchungskommission ein, die als Todeszeitpunkt 
wunschgemäß das Jahr 1941 protokollierte, womit die Schuld den Deutschen zugeschrieben 
werden konnte. Die Gerichtsmediziner der „deutschen“ Kommission wurden zum Widerruf 
auf gefordert und auf verschiedene Weise unter Druck gesetzt. Der Bulgare Prof. Markoff 
stand schon am 19.Feber 1945, also noch vor Kriegsende, in Sofia vor Gericht und widerrief. 
Er gab an, von der Gestapo zur Unterschrift gezwungen worden zu sein. Die in Berlin damals 



Denkmal in Katyn mit eingemeißelter Lüge: 1941 
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noch halbwegs handlungsfähige Regierung des Deutschen Reiches veröffentlichte eine, wie 
wir heute wissen, zutreffende Gegendarstellung. Das tschechische Kommissionsmitglied Prof. 
Frantisek Hajek wurde am 8. Mai 1945 in Prag von den Kommunisten „befreit“ und hatte 
ebenfalls keine andere Wahl als zu widerrufen. Der Rumäne Dr. Alexandre Bircle versteckte 
sich lange und konnte schließlich nach Südamerika entkommen. Tragisch endete der Fall des 
kroatischen Kommissionsmitglieds Prof. Ljudevit Jurak aus Zagreb. Er weigerte sich zu 
widerrufen und wurde erschossen. Unbehelligt blieben der Italiener Prof. Vincenzo Palmieri, 
der Schweizer Prof. Francois Naville und der Däne Dr. Helge Tramsen. Letzterer gehörte 
sogar zum antideutschen Widerstand und wurde nach einem Überfall auf ein deutsches 
Waffenlager verhaftet. Der sonst eigentlich sicheren Todesstrafe entging er nur als für die 
Deutschen wertvoller Zeuge von Katyn. 

Der sowjetische Geheimdienst hat jedoch ein gutes Gedächtnis. Alexandre Bircle wagte sich 
1952 erstmals wieder in die Öffentlichkeit und sagte in den USA vor dem Kongressausschuß 
zu Katyn aus. Im selben Jahr starb er bei einem bis heute ungeklärten Autounfall. Auch Helge 
Tramsen scheint für seine Mitwirkung in Katyn bezahlt zu haben. Seine älteste Tochter 
studierte 1970 in Warschau Philologie und erstickte in ihrer Wohnung infolge einer angeblich 
defekten Gasleitung. Dr. Tramsen bezweifelte diese Angaben, erhielt aber keine 
Obduktionserlaubnis. Er fühlte sich verantwortlich für den Tod seiner Tochter. 
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Vorsichtige Juristen - forsche Journalisten 

Den Zeitungen der ersten Nachkriegsjahre ist zu entnehmen, daß „Katyn“ in sowjetischen 
Gerichtssälen nur propagandistisch verwertet wurde. So ließ man beim Prozeß vor dem 

Leningrader Kriegsgericht zwar die 
deutschen Offiziere S trieffing und 
Diere „gestehen“, daß die Katyn- 
Morde von der SS verübt wurden. Im 
Schuldspruch wird Katyn aber nicht 
erwähnt. 

Das hinderte die Tagespresse jedoch 
nicht, den Leningrader Prozeß als 
Generalabrechnung für Katyn 
darzustellen. Im Register von Keesings 
Archiv der Gegenwart erscheint er als 
„Russischer Katyn-Prozeß“ und 
inspirierte zu Schlagzeilen wie „So 
war Katyn“ (siehe Abbildung!). 



Zeitung der britischen Militärbehörde vom 4. 01.1946 


Frage der Wiedergutmachung 

Gorbatschow und Jelzin haben die sowjetische Schuld an Katyn zugegeben. Russische 
Gerichte sperren sich seither jedoch gegen eine Rehabilitation, auch für Polen. Erst in 
allerletzter Zeit gibt es Zeichen für eine Wende. Das Oberste Gericht Rußlands ließ eine 
Klage auf Freigabe gewisser Ermittlungsakten zu. Klagen Deutscher dürften möglicherweise 
daran scheitern, daß das Thema Katyn in den Schuldsprüchen wohlweislich umgangen wurde. 
Bliebe der Ansehensverlust und der gigantische ideelle Schaden für Deutschland. Es wäre 
Aufgabe deutscher Regierungsstellen, dafür wenigstens ein Wort des Bedauerns einzufordern. 
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Streit in der tschechischen ,, Birthler-Behörde“ 

Seit zwei Jahren gibt es in der Tschechischen Republik ein „Institut für das Studium der 
totalitären Regime“ (Üstav pro Studium totalitnfch rezimü, USTR). Seine Aufgabe ist, die 
brisanten Unterlagen des kommunistischen Staatssicherheitsdienstes (StB) zu verwalten und 
auszuwerten. Die Akten sind auf fünf Standorte verteil, vier in Prag, einer bei Brünn, und 
nehmen rund 20 Regalkilometer ein. 

Gründungsdirektor des Instituts war Pavel Zäcek, einer der Sprecher der 
antikommunistischen Studentenbewegung im November 1989. Sein Amt 
als Institutsleiter nahm er sehr ernst, womit er sich nicht nur bei früheren 
Kommunisten unbeliebt machte; auch bürgerliche Kreise bemängelten 
bisweilen fehlende Rücksicht auf „persönliche Empfindlichkeiten“, was 
immer das bedeuten mag. 

Die Wahlperiode für den Institutsleiter beträgt zwei Jahre. Bei der nun 
fälligen Wahl entschied sich der Institutsrat mit vier zu drei Stimmen 
knapp für Jiff Pernes aus dem wissenschaftlichen Beirat des Instituts. 

Die unterlegenen Anhänger Zäceks schritten bald zur Gegenoffensive. 

Zu ihnen gehört auch Frau Nadezda Kavalfrovä, Vorsitzende der Vereinigung ehemaliger 
politischer Häftlinge. Sie weigerte sich, die Ernennung von Pernes durch Unterschrift zu 
bestätigen. Kurzerhand wurde der diesbezügliche Artikel der Geschäftsordnung geändert. Nun 
kam es zu Enthüllungen. Jirf Pernes habe verschwiegen, an der Abendhochschule für 

Marxismus-Leninismus studiert zu haben und Autor eines Buches zu 
sein, das den Putsch von 1948 verherrlichte. Pernes wird von seinen 
Freunden aber damit verteidigt, kein ideologischer Einpeitscher, sondern 
nur einer der vielen Opportunisten gewesen zu sein. 

Vielleicht ist es aber gerade diese Qualifikation, die Pernes jetzt ein Plus 
verschafft hat. Sicherlich geht es vielen Unterstützern von Pernes auch 
darum, der Selbstzerfleischung der Nation vorzubeugen. Bedeutsam ist 
aber ohne Zweifel auch die Sorge vor unliebsamen Enthüllungen im 
politischen Kleinkrieg. So tauchte gerade kürzlich ein für die CSSD sehr 
peinliches Dossier über ihren wichtigsten Sponsor auf. Wenige Wochen vor der Parlaments¬ 
wahl kann das keine Partei gebrauchen. So ist leider zu fürchten, daß in Zukunft mit den 
Inhalten des USTR-Archivs und damit mit der Wahrheit etwas „haushälterischer“ umgegan¬ 
gen wird als bisher. Für die tschechische Gesellschaft ist das jedoch nichts Neues. Erst 
kürzlich schrumpfte eine Ausstellung mit Portraits von kommunistisch vorbelasteten Richtern 
und Staatsanwälten von 31 Bildern auf sieben. 

Ziemlich vertraut kommt dieser Streit auch den Vertriebenen vor, wenn sie an das Tauziehen 
um die Stiftung Flucht-Vertreibung-Versöhnung in Berlin denken. Immer geht es um die 
Deutungshoheit der Vergangenheit. Prag hat dieses Spiel um den Begriff „persönliche 
Empfindlichkeiten“ bereichert. Man kann es aber auch einfacher sagen: „Oft ist es nützlich 
für die Praxis, wenn das Gewissen etwas lax ist.“. (Bearbeitung nach Tagespresse & Internet) 

m 



Nadezda Kavalfrovä 



Pavel Zäcek 
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